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Benjamin Möckel
„Mit 70 Jahren hat kein Mensch das Recht, 
sich alt zu fühlen.“ – Altersdiskurse und Bilder
des Alters in der NS-Sozialpolitik
Abstract: „At the age of seventy, no one is allowed to feel old.“  – Discourses 
and images of old age in the welfare policy of Nazi Germany. Social policies 
of Nazi Germany aimed directly at cutting expenses for pensions and other 
social security benefits for old people. In order to reduce social costs, the 
age of retirement was supposed to be increased through various policies. In 
the field of scientific research, scientist of gerontology, industrial science and 
medicine delineated projects that promised to ‘conserve’ work ability into a 
much older age. The declared goal was to make people work much longer 
than established retirement ages suggested. Especially during the war, new 
social policies increased the pressure put on older workers to postpone retire-
ment or even to resume employment.
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1.
Die Etablierung des modernen Ruhestandes ist eine der wirkungsmächtigsten Ent-
wicklungen der Sozialpolitik des 20. Jahrhunderts.1 In der rückblickenden Betrach-
tung erscheint sie häufig als die Geschichte einer kontinuierlichen quantitativen und 
qualitativen Ausweitung, in der sich schließlich im zweiten Drittel des 20. Jahrhun-
derts eine fest abgegrenzte Lebensphase des Ruhestandes konstituierte. Über diese 
sozialpolitische Erfolgsgeschichte kann jedoch leicht aus dem Blick geraten, dass 
sich im Hintergrund auch eine Gegengeschichte verbirgt, die durch ein kulturelles 
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Ressentiment gegenüber einer Lebensphase geprägt war, in welcher der Mensch 
allein aufgrund seines Alters Rentenleistungen erhalten sollte, obwohl er womöglich 
seine Arbeitsfähigkeit noch nicht – oder zumindest noch nicht vollständig – einge-
büßt hatte. Eine Rente, so wurde in diesem Kontext argumentiert, könne nur auf 
der Grundlage individueller Arbeitsunfähigkeit gewährt werden, nicht aber auf der 
Grundlage formal festgelegter Altersgrenzen.2 Dieses Argument reicht in Deutsch-
land bis in die Anfänge der sozialpolitischen Alterssicherung zurück und fand sogar 
in der Sozialdemokratie Zustimmung. So betonte der sozialdemokratische Autor 
Friedrich Kleeis im Jahr 1906, dass eine Altersrente allein auf der Grundlage einer 
Invaliditätsannahme akzeptiert werden könne. Die Tatsache jedoch, dass ein Sieb-
zigjähriger eine Altersrente erhalten solle, ohne in seiner Arbeitsfähigkeit einge-
schränkt zu sein, erschien ihm inakzeptabel. Eine solche Rente, so Kleeis, müsse für 
„die voll Erwerbsfähigen wie ein Geschenk“ wirken: „Das halten wir bei aller Pietät 
für das Alter denn doch nicht für wünschenswert.“3
Es lohnt möglicherweise, diese Gegengeschichte der modernen Altersrente im 
Blick zu behalten, wenn man sich mit der sozialpolitischen Praxis des NS-Staates 
in Bezug auf ältere Menschen beschäftigt. Denn für die Zeit des Nationalsozialis-
mus – so soll im folgenden Aufsatz argumentiert werden – lassen sich in Bezug auf 
den Ruhestand vor allem zwei Aspekte ausmachen: zum einen eine Reihe sozial-
utopischer Pläne für die Neuordnung der Altersversorgung, in denen die Würde des 
Alters betont wurde und der Mythos der Volksgemeinschaft als Abbild einer neuen 
Generationengemeinschaft inszeniert werden sollte; zum anderen eine sozialpoli-
tische Praxis, die vor allem den Primat sozialpolitischer Effizienz betonte und Lei-
stungsfähigkeit zur Leitidee der gesamten Sozialpolitik erhob.
Mit dem Kriterium der Leistungsfähigkeit wurden einerseits die Prioritäten der 
Sozialpolitik mehr und mehr auf vermeintlich wertvollere Bevölkerungsgruppen 
verlagert und alte Menschen in ihren Interessen und Bedürfnissen zum Teil syste-
matisch vernachlässigt.4 Darüberhinaus wurden in Medizin, Bevölkerungswissen-
schaft und Arbeitswissenschaft eine Reihe neuer Forschungen initiiert, die explizit 
das Ziel verfolgten, das Problem der Altersversorgung durch die sogenannte Kon-
servierung der Arbeits- und Leistungsfähigkeit des Menschen bis in ein sehr viel 
höheres Lebensalter hinein zu lösen. Durch neue wissenschaftliche Erkenntnisse 
sollte die Lebensarbeitszeit signifikant erhöht werden und der Bezug einer Alters-
rente zu einem Ausnahmephänomen des hohen Lebensalters gemacht werden. Wie 
ich zeigen werde, blieb die praktische Umsetzung dieser Projekte zwar äußerst ein-
geschränkt, doch erhöhte sich der Druck auf die Gruppe der älteren Arbeiter, bis 
zu einem sehr viel höheren Alter arbeits- und leistungsfähig zu bleiben und wäh-




Betrachtet man die Selbstdarstellung des Nationalsozialismus in der Zeit vor 1933, 
so war ‚Alter‘ zunächst nur ein negativer Abgrenzungsbegriff. Wie in der Forschung 
von verschiedener Seite festgestellt worden ist, war die Selbstinszenierung des Nati-
onalsozialismus vor allem von emphatischer Jugendlichkeit geprägt.5 Dies galt 
zum einen für die überdurchschnittlich junge Mitgliederstruktur der NSDAP und 
ihrer angegliederten Institutionen.6 Sehr viel entscheidender war hierfür jedoch die 
Selbstdarstellung der Nationalsozialisten, die sich in Abgrenzung zu den etablierten 
Parteien der Weimarer Republik als betont jugendliche Bewegung zu inszenieren 
versuchten, deren Aufgabe darin bestünde, das sogenannte alte Weimarer System 
zu überwinden. Exemplarisch hierfür ist der Aufsatz Hinweg, ihr Alten! von Gregor 
Strasser, der in der Forschung oft als Beleg für die nationalsozialistische Ablehnung 
der alten Generation interpretiert worden ist.7 In diesem Aufsatz inszeniert Strasser 
die NSDAP als Partei der Erneuerung und des Aufbruchs, die die Missstände des 
alten Systems überwinden werde. Zum Abschluss heißt es pathetisch: 
„Darum, im Namen der Soldaten des Großen Krieges, im Namen der Kämp-
fer des Dritten Reiches, im Namen der Geschichte und der Nation: ‚Macht 
Platz, ihr Alten, eure Zeit ist abgelaufen  – die Zukunft steigt herauf, die 
Zukunft, die in uns sich kündigt!‘“8 
Auch wenn Strassers Ausführungen durch die Dichotomie von Alter und Jugend 
geprägt sind, lässt sich zugleich erkennen, dass hiermit nicht unbedingt die Gegen-
überstellung chronologischer Altersunterschiede gemeint ist. ‚Alter‘ ist hier viel-
mehr ein normativer Begriff, der in diffuser Weise die Vertreter eines überlebten 
Systems benennen soll, um davon die eigene Partei als die Bewegung der Jungen 
abzugrenzen. Solche Propagandaformeln sind demnach nicht primär als Ablehnung 
der älteren Generation zu lesen, und sie wurden auch damals von dieser älteren 
Generation nicht so aufgenommen. Die pauschale Verurteilung der Politik der Wei-
marer Republik erschien auch vielen Rentnern sehr attraktiv. 
Veranschaulichen lässt sich das u. a. an den Wahlergebnissen der NSDAP in 
der Zeit bis 1933. Untersucht man die Altersstruktur der Wählerschaft der NSDAP, 
erhält man den zunächst überraschenden Befund, dass sich für die jüngeren Wäh-
lerinnen und Wähler keineswegs eine besondere Affinität für die Nationalsozia-
listen feststellen lässt. Jürgen W. Falter hat in seiner Studie über die Wählerschaft 
der NSDAP9 sogar errechnet, dass es die Gruppe der über 65-Jährigen war, für die 
sich als einzige Altersgruppe eine eindeutig positive Korrelation zwischen Alter und 
Wähleranteil der NSDAP feststellen lässt.10 Für die Gruppe der über 65-Jährigen ließ 
sich „sowohl 1930 und 1932 als auch 1933 eine klare, mittelstark ausgeprägte statis-
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tische Beziehung zwischen dem Anteil älterer Wähler und dem NSDAP-Wachstum 
[erkennen]“.11 
Dieser Befund ist nur zu verstehen, wenn man die soziale Situation vieler Rent-
ner während der Weimarer Republik in Betracht zieht und zugleich bedenkt, wie 
zielstrebig die NSDAP dabei vorging, die Unzufriedenheit der Rentner in der eige-
nen Wahlpropaganda anzusprechen. In der Weimarer Republik hatte es zwar große 
Fortschritte im Bereich der Sozial- und Wohlfahrtspolitik gegeben. Doch gehörte 
gerade die Gruppe der Rentner eher zu jenen sozialen Gruppen, die mit der Ent-
wicklung der Sozialleistungen in der Weimarer Republik am wenigsten zufrieden 
sein konnten.12 Dies lag nicht zuletzt an einer neuen Erwartungshaltung vieler Ren-
tenempfänger. Einerseits setzte sich in der Weimarer Republik langsam die Forde-
rung durch, dass die Rente die Existenzgrundlage nach dem Ausscheiden aus dem 
Arbeitsleben bilden sollte. Andererseits aber blieben die realen Leistungen der Ren-
tenkasse meist beträchtlich hinter diesem Anspruch zurück. So betrug 1930 eine 
durchschnittliche Rente 32 Reichsmark, was nur ein knappes Drittel eines durch-
schnittlichen Arbeitslohnes darstellte.13 Die Unzufriedenheit der Rentner war inso-
fern vor allem ein Resultat der von der Weimarer Republik geweckten Erwartungen, 
die in der Folge nur partiell erfüllt werden konnten. Die drastischen Rentenkür-
zungen in den Notverordnungen zur Zeit der Wirtschaftskrise ließen diese Unzu-
friedenheit noch weiter wachsen. Noch stärker war diese Unzufriedenheit bei den 
sogenannten Kleinrentnern, die den Verlust ihrer Ersparnisse auf die Zeit der Infla-
tion zurückführten und auf diese Weise die Politik der Weimarer Republik direkt 
für ihre unbefriedigende Situation verantwortlich machten. Für sie erschien schon 
allein die Tatsache, dass sie sich an den Staat um Fürsorge wenden mussten, als ein 
immer wieder neu aktualisierter Missstand.14 Die Rentenfrage war in der Weima-
rer Republik insofern ein äußerst kontrovers diskutiertes sozialpolitisches Problem, 
und die Rentner bildeten eine Wählergruppe, die für populistische Wahlkampf-
parolen durchaus empfänglich war.15
Schon das Parteiprogramm der NSDAP aus dem Jahr 1920 forderte expli-
zit einen „großzügige[n] Ausbau der Altersversorgung“,16 eine konkrete sozialpo-
litische Umsetzung wurde aber nicht überlegt. In den Reden Hitlers und anderer 
Nationalsozialisten wurde darüber hinaus das Bild einer korrupten und unfähigen 
Parteienherrschaft der Weimarer Republik gezeichnet, die für die sozialen Miss-
stände verantwortlich sei. Die NSDAP inszenierte sich in diesem Kontext als eine 
neue Bewegung, in der sich all jene sammeln sollten, deren sozialer Stillstand oder 
Abstieg durch die Versäumnisse des „verbrecherischen Novemberregimes“ verur-
sacht worden seien. Über eine solche Selbstviktimisierung als Opfer des sogenann-
ten Weimarer Systems waren viele Rentner ansprechbar. Hitler selbst griff in seiner 
Wahlpropaganda regelmäßig auf diesen Topos zurück, wenn er sich beispielsweise 
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in einer immer wiederkehrenden Formel an diejenigen Menschen wandte, „die in 
Krieg und Inflation ihren letzten Spargroschen verloren [hätten]“17, womit sich vor 
allem viele Kapital- und Kleinrentner direkt angesprochen fühlten. 
Ergänzt wurde diese Wahlpropaganda durch den Begriff der Volksgemeinschaft, 
der als Inklusionsformel der sozialen Erneuerung auch die ältere Generation inte-
grieren sollte. Der Nationalsozialismus, so behauptete Hitler beispielsweise am 16. 
April 1932 in einer Rede in Augsburg, sei eine Bewegung, „aufgebaut auf einer Welt-
anschauung, die alle Stände erfasst und alle Altersstufen.“18 Der Mythos der Volks-
gemeinschaft bildete ein bewusst nebulös gehaltenes Zukunftsversprechen, mit dem 
sich die unterschiedlichsten sozialen und generationellen Gruppen gemeinsam 
ansprechen ließen. Gemeinsam war ihnen die Einschätzung, durch die Politik der 
Weimarer Republik um eine angemessene soziale Stellung gebracht worden zu sein. 
Dass es sich hierbei um zum Teil sehr disparate soziale Gruppen mit verschiedenen 
Interessen handelte, musste in der Zeit der Wahlkämpfe noch nicht unbedingt auf-
fallen. Als es nach der Machtübertragung im Frühjahr 1933 jedoch darum ging, 
konkrete sozialpolitische Maßnahmen zu entwickeln, traten diese sich widerspre-
chenden Zielsetzungen viel deutlicher hervor.
3. 
Während in den Wahlkämpfen der frühen 1930er Jahre die Rede von den „Opfern 
des Weimarer Systems“ geeignet war, auch die Gruppe der Rentenempfänger für die 
NSDAP zu gewinnen, zeigte sich nach 1933 relativ schnell, dass damit vor allem eine 
junge, leistungsfähige Generation angesprochen wurde, die meinte, in der Weimarer 
Republik an ihrem verdienten sozialen Aufstieg gehindert worden zu sein. Auf die-
ser Grundlage propagierten die Nationalsozialisten in der Folge vor allem die Leis-
tungsorientierung der ‚deutschen Volksgemeinschaft‘. Mit ihr sollte ein neues sozi-
ales Gefüge geschaffen werden, in dem allein die Leistungsfähigkeit des einzelnen 
Menschen über dessen soziale Stellung entschied. Alte Menschen befanden sich in 
dieser ‚Leistungs-Volksgemeinschaft‘ zwangsläufig in einer Randlage. Doch nicht 
so sehr der Gegensatz von ‚Alter‘ und ‚Jugend‘ wurde nun maßgebend, sondern 
die Gegenüberstellung der ‚Arbeiter‘ und der ‚Rentner‘. Erstere erschienen nun der 
nutzbringende und wertvolle Teil der Bevölkerung, während die Rentner vor allem 
als eine Bevölkerungsgruppe wahrgenommen wurden, die die sozialen Ressourcen 
des Staates in großem Umfang beanspruchten.
Es ist daher nicht überraschend, dass die ersten sozialpolitischen Pläne der Nati-
onalsozialisten nach der Machtübertragung gerade nicht auf den „großzügigen Aus-
bau der Altersversorgung“19 zielten, sondern dass alte Menschen vor allem als eine 
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potentiell ungenutzte Arbeitskraftressource interpretiert wurden und nach Mög-
lichkeit länger als bisher in der Lohnarbeit gehalten werden sollten. So hieß es bei-
spielsweise in dem ersten programmatischen Werk zur Sozialpolitik, das 1934 von 
Walter Schuhmann und Ludwig Brucher unter dem Titel Sozialpolitik im neuen 
Staat20 herausgegeben wurde: 
„Es kann nicht angehen, dass Versicherte, wenn sie in das rentenfähige Alter 
eintreten und trotzdem noch, wie das ja häufig der Fall ist, voll leistungsfähig 
sind, nun ein Rentnerdasein führen. Wir wollen unser Volk nicht zu einem 
Rentnervolk erziehen, sondern zu einem Volk der Arbeiter.“21
Auch in der Selbstwahrnehmung vieler alter Menschen spiegelte sich dieser alters-
feindliche Diskurs deutlich wider. So ließ beispielsweise ein älterer Rentenempfän-
ger in einem Brief an die Parteikanzlei des Reichsfinanzministeriums verlauten: 
„Wenn man uns nicht helfen kann oder will, so sollte man uns vor die Geschütze 
stellen und einfach totschießen lassen.“22 Ganz ähnlich äußerte sich auch ein ande-
rer älterer Mann, der in den Deutschlandberichten der SoPaDe mit den Worten 
zitiert wurde: 
„Der Hitler soll alle alten Menschen erschlagen lassen, dann gehns ihm nim-
mer im Weg rum. Zum Kriegführen sind wir nix mehr wert und drum lässt 
man uns langsam zugrunde gehen.“23
Die radikalen Aussagen nationalsozialistischer Sozialpolitiker, die man in den ersten 
Jahren der NS-Zeit an vielen Stellen lesen kann, fanden in der sozialpolitischen Pra-
xis des NS-Staates zunächst keine Entsprechung. Das Ziel der NS-Sozialpolitik 
bestand anfangs gerade nicht in groß angelegten Reformprojekten, sondern eher in 
der Erhaltung des Status quo, der jedoch mittelfristig mit der Marginalisierung der 
Interessen der älteren Menschen zusammenfiel. Gerade für den Bereich der Renten-
politik lässt sich das sehr deutlich beobachten.24 Nach 1933 kam es zu einem beinahe 
vollständigen Stillstand sozialpolitischer Reformen. Dies lässt sich vor allem auf die 
Tatsache zurückführen, dass ein Großteil der Renten schon vor der Machtübertra-
gung an die Nationalsozialisten durch die Notverordnungen der Regierung Brüning 
teilweise radikal gekürzt worden waren. Die politischen Maßnahmen der NS-Poli-
tik konnten sich aus diesem Grund lange Zeit darauf beschränken, diese Notverord-
nung auch in der Folgezeit aufrecht zu erhalten. Das nationalsozialistische Regime 
profitierte von den Notverordnungen der Weimarer Republik demnach auf doppelte 
Weise. Zum einen konnten die Rentenkürzungen in den eigenen Wahlkämpfen vor 
1933 als Zeichen des Scheiterns der Weimarer Republik interpretiert werden und 
auf diese Weise alte Menschen als Anhänger der NSDAP gewonnen werden. Zum 
anderen waren die Nationalsozialisten nach der Machtübertragung selbst in großem 
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Maße davon entbunden, einschneidende sozialpolitische Maßnahmen ergreifen zu 
müssen, die sie vor der Bevölkerung nur schwer hätten rechtfertigen können. Die 
Rentenkürzungen aus den Notverordnungen der Wirtschaftskrise blieben auch 
während der nationalsozialistischen Herrschaft in Kraft, als die ökonomische Situ-
ation eine Zurücknahme dieser Gesetze längst erlaubt hätte. Stattdessen wurden 
im Laufe der nächsten Jahre Gesetze verabschiedet, die nur symbolische, materiell 
wenig umfangreiche Verbesserungen auf dem Gebiet der Rentenleistungen brach-
ten. Das Hauptinteresse der NS-Sozialpolitik schien vor allem darin zu bestehen, 
mit möglichst wenig materiellem Aufwand den Eindruck zu zerstreuen, sie igno-
riere die Probleme der alten Menschen. Erst im Jahr 1941 kam es schließlich zu einer 
signifikanten Rentenerhöhung. 
Bezieht man die Entwicklung der Preise in die Kalkulation ein, lässt sich fest-
stellen, dass das Rentenniveau während des gesamten Zeitraums von 1933 bis 1945 
nicht wieder den Stand vor der Wirtschaftskrise erreichte.25 Von den Rentnern wurde 
dieses Desinteresse an ihren Belangen auch wahrgenommen und zum Teil überra-
schend offen kritisiert. Exemplarisch lassen sich hierfür die Kapital- und Kleinrent-
ner anführen, die schon in der Weimarer Republik eine sehr wirkungsvolle Interes-
senvertretung aufgebaut hatten. In deren Zeitschrift Der Rentner erschien noch im 
Jänner 1934 ein offener Brief des Vorsitzenden des Verbandes an Adolf Hitler, in 
dem es u. a. hieß: 
„Überall sieht man dank Ihrer Regierung eine Besserung und wachsendes 
Vertrauen. Nur allein bei den seelisch wie kein anderer Stand bedrückten 
Kapitalrentnern gelingt es mir kaum mehr, trotz aller meiner Bemühungen, 
das Vertrauen der Rentner zu der heutigen Regierung, auf die sie alle ihre 
Hoffnungen gesetzt haben, zu erhalten.“26 
Der Rentner, so hieß es in dem Brief weiter, sei „jetzt aus seiner Gesellschaftsschicht 
ausgestoßen. Er empfindet das als eine Aechtung und fühlt sich nicht nur aus sei-
nem Stand, sondern aus  der  gesamten Volksgemeinschaf t  ausgestoßen 
[Gesperrt im Original].“27 Schon in einer früheren Ausgabe hatte ein Autor in die-
ser Zeitschrift gemahnt: 
„[Die Reichsregierung] möge daran denken, daß es nicht angeht, nur in der 
arbeitsfähigen und tätigen Jugend das Heil zu sehen, sondern daß wahre 
Bruderliebe und Gerechtigkeit auch gebietet, des alten Arbeitskameraden zu 
gedenken, der durch Alter, Krankheit und unverschuldete Not heute nicht 
mehr mitmarschieren kann […].“28
Aussagen dieser Art fanden sich in den ersten Jahrgängen der Zeitschrift relativ häufig. 
Sie bewirkten jedoch keine Veränderung der NS-Rentenpolitik. Stattdessen lässt sich 
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deutlich erkennen, dass die soziale Praxis des Nationalsozialismus nach 1933 durch 
eine ablehnende Haltung gegenüber alten Menschen gekennzeichnet war. Während 
in den Wahlkämpfen die Polemik gegen die Weimarer Republik und die diffuse Ideo-
logie der Volksgemeinschaft auch alten Menschen noch sehr attraktiv erschien, zeigte 
sich nach 1933, dass für die nicht mehr voll leistungsfähigen alten Menschen in der 
NS-Gesellschaft kaum ein Platz vorgesehen war. Die nun dominante Logik von Pro-
duktivität und Effizienz bewirkte, dass Rentner und andere Fürsorgeempfänger mehr 
und mehr an den Rand der Gesellschaft gedrängt wurden. Von dem NS-Regime wur-
den sie nicht als eine für den Aufbau des „neuen Staates“ bedeutsame soziale Gruppe 
wahrgenommen und daher in ihren Interessen meist ignoriert. In einigen Fällen 
wurde dies von NS-Politikern auch offen artikuliert. Meist jedoch wurde eher ver-
sucht, durch beschwichtigende Verlautbarungen und symbolische Maßnahmen den 
Anschein zu erwecken, der Staat kümmere sich auch um die älteren „Volksgenos-
sen“.29 Wie die angeführten Zitate zeigen, ist die Marginalisierung ihrer Interessen 
aber von vielen alten Menschen schon früh wahrgenommen worden.
4. 
Während demnach in Bezug auf die Altersversorgung eine Ausweitung sozialpoli-
tischer Leistungen fast vollständig ausblieb, spielte die Gruppe der alten Menschen 
auf einem anderen Gebiet doch eine entscheidende Rolle: Nämlich als Objekte wis-
senschaftlicher Erforschung, der sich unter nationalsozialistischer Herrschaft ver-
schiedenste Wissenschaftsbereiche von der Bevölkerungswissenschaft über die 
Arbeitswissenschaft bis hin zur Medizin widmeten. Darunter nahm die Bevölke-
rungswissenschaft eine herausgehobene Stellung ein. Sie kann mit Recht als Leitwis-
senschaft des gesamten zeitgenössischen Altersdiskurses bezeichnet werden. In der 
Bevölkerungswissenschaft wurde das Thema Alter zum ersten Mal als eine gesamt-
gesellschaftlich relevante Thematik entdeckt und der steigende Anteil alter Men-
schen als Bedrohung des gesamten Staates interpretiert. Als Schlagworte in diesem 
Diskurs fungierten die Begriffe des Geburtenrückgangs und der Überalterung, die 
als Beschreibung eines zukünftigen Krisenszenarios zeitgenössisch sehr wirkungs-
voll waren und sich für die nationalsozialistische Politik als äußerst anschlussfähig 
erwiesen. Zwar ist der bevölkerungswissenschaftliche Diskurs nicht erst ein Produkt 
des Nationalsozialismus, sondern er lässt sich bis weit in das 19. Jahrhundert hinein 
zurückverfolgen. Zugleich erfuhr die Alters-Thematik vor allem in der Weimarer 
Republik eine enorme publizistische Aufmerksamkeit. Doch erst der Nationalsozia-
lismus schuf die politischen Bedingungen, um bevölkerungspolitische Thesen auch 
in praktische politische Ziele umzusetzen. 
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Aus diesem Grund ist es wenig überraschend, dass es ein Buch aus dem letzten 
Jahr der Weimarer Republik war, das zu dem Referenzwerk der gesamten Diskus-
sion über Ausmaß und Folgen des Bevölkerungsrückgangs avancierte: Volk ohne 
Jugend des Bevölkerungswissenschaftlers Friedrich Burgdörfer,30 das im Jahr 1932 
zum ersten Mal erschien und bis zum Ende des Dritten Reichs in mehreren Auf-
lagen neu herausgegeben wurde.31 Das Krisenszenario, das Burgdörfer in diesem 
Buch beschreibt, bezieht sich vor allem auf zwei Aspekte. Zum einen sei es im Deut-
schen Reich zu einem extremen Rückgang der Geburtenzahlen gekommen, sodass 
1932 weniger als halb so viele Kinder geboren worden seien als in den Jahren nach 
der Jahrhundertwende. Zum anderen sei die durchschnittliche Lebenserwartung im 
selben Zeitraum in ähnlich signifikanter Weise angestiegen. Beide Aspekte zusam-
men, so Burgdörfer, hätten eine grundlegende Verschiebung der Altersstruktur 
des deutschen Volkes ausgelöst, deren Folgen noch gar nicht überschaut werden 
könnten: „Der Altersaufbau eines Volkes,“ so Burgdörfer, „ist eines der wichtigsten 
Kennzeichen zur Beurteilung der physischen Kraft und Gesundheit des Volkskör-
pers. Er ist in gewissem Sinn ein Maßstab für die Jugend und damit für die Zukunft 
eines Volkes, ein bedeutsamer Gradmesser für sein wirtschaftliches und politisches 
Leis tungsvermögen.“32 Die deutsche Bevölkerung, so Burgdörfer, durchlaufe dabei 
gegenwärtig eine dramatische Verschiebung ihrer altersstrukturellen Zusammenset-
zung, deren Folgen sich in der Zukunft noch weiter potenzieren würden. Burgdör-
Abb. 1: „Die drei Grundformen der 
Bevölkerungsstruktur“
Quelle: Friedrich Burgdörfer, Volk 
ohne Jugend, Berlin 1932, 112.
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fer war einer der ersten, der zur Veranschaulichung seiner Thesen eine Reihe von 
Grafiken verwendete, die noch heute die Wahrnehmung der demographischen Ent-
wicklung prägen (vgl. Abb.1).
Burgdörfer unterschied zwischen „Pyramide“, „Glocke“ und „Urne“ als Symbole 
für die altersstrukturelle Zusammensetzung einer Bevölkerung, wobei die Pyramide 
den vermeintlich natürlichen Zustand eines „wachsenden Volkskörpers“, die Glo-
cke den Zustand eines „stagnierenden Volkskörpers“, und die Urne den Zustand 
eines „schrumpfenden Volkskörpers“ exemplifizieren sollte.33 Im Deutschen Reich 
sei es nach Burgdörfer zu einem Umschlagen des Wachstums der Bevölkerung in 
einem signifikanten Bevölkerungsrückgang gekommen, der dafür sorgen werde, 
dass die deutsche Bevölkerung innerhalb der nächsten Jahrzehnte auf dramatische 
Weise schrumpfen und in ihrer Altersstruktur signifikant in die höheren Altersko-
horten verschoben werde. Gegen Ende des Jahrhunderts könne man deshalb nur 
noch mit einer Bevölkerung von etwa 47 Millionen Menschen rechnen, „ohne dass 
heute zu sagen ist, wann und wo der Tiefpunkt der Abwärtsbewegung erreicht sein 
wird.“34 Aus diesem vermeintlich akuten Krisenszenario35 leiteten Burgdörfer und 
andere Protagonisten der Bevölkerungswissenschaft den Anspruch ab, mit den eige-
nen Erkenntnissen nicht nur theoretische Arbeit zu leisten, sondern zugleich auch 
die praktischen Grundlagen für eine vom Staat umzusetzende Politik zu liefern. Die 
Lösung der bevölkerungspolitischen Frage, so formulierte Burgdörfer beispielsweise 
in einem Artikel aus dem Jahr 1934, sei eine Frage „über Sein und Nichtsein des 
deutschen Volkes schlechthin.“36 Ähnlich argumentierte auch Erich Keyser, der in 
einem programmatischen Aufsatz postulierte, die Bevölkerungswissenschaft dürfe 
sich „nicht auf die Forschung beschränken, sondern [müsse] der Politik die Grund-
lagen für ihr Verhalten geben.“37
Zu diesem Zweck betonte Burgdörfer in seiner Untersuchung vor allem die gesell-
schaftlichen und ökonomischen Implikationen der prognostizierten Altersverschie-
bung in der Zukunft. Er verwies insbesondere auf den Bereich der Sozialpolitik, in 
dem sich die Zunahme der alten Menschen durch eine immense Steigerung der sozi-
alen Kosten für Renten, Altenpflege und andere Aufgaben bemerkbar machen würde. 
Zugleich, so Burgdörfer, werde die veränderte Altersstruktur dazu führen, dass der 
Anteil der arbeitsfähigen Bevölkerungsschichten in drastischer Weise zurückgehen 
werde. Diese beiden Perspektiven – die Zunahme der Gruppe der sozial zu versor-
genden alten Menschen einerseits sowie die Abnahme der „produktiven“ mittleren 
Jahrgänge andererseits – stellten für Burgdörfer das eigentliche Problem der Alters-
verschiebung dar. Die Frage, der man sich stellen müsse, laute daher: 
„Wie wird es möglich sein, diese aus dem Geburtenschwund resultierende 
Schrumpfung und Überalterung des produktiven Volkskörpers auszuglei-
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chen und wodurch kann der Ausgleich allenfalls bewirkt werden? Von die-
ser Frage hängt mehr ab, als das Schicksal der deutschen Wirtschaft, von ihr 
hängt in hohem Maße das Schicksal unseres Volkes, unsere volkspolitische 
Zukunft ab.“38 
Burgdörfer diskutierte in der Folge, welche Lösungsansätze zur Verfügung stünden. 
In der Frage einer systematischen Steigerung der Leistungs- und Arbeitsfähigkeit im 
Alter blieb er äußerst skeptisch. Zwar sei die Altersgrenze von 65 Jahren als eine bloß 
schematische Grenze anzusehen, die mit der wirklichen Leistungsfähigkeit des ein-
zelnen Menschen oft wenig zu tun habe.39 Es könne außerdem nicht bezweifelt wer-
den, dass „die in der allgemeinen Lebensverlängerung zum Ausdruck kommende 
Erhöhung der Lebenskraft vielfach auch einer Erhöhung und zeitlichen Verlänge-
rung der Schaffenskraft zugute kommen dürfte.“40 Allerdings, so Burgdörfer, sollte 
man sich gerade für die momentan das Rentenalter erreichende Generation in die-
sem Zusammenhang keine allzu großen Hoffnungen machen: 
„Bei aller Anerkennung der Fortschritte, die in Bezug auf die bessere Kon-
servierung der Lebens- und Arbeitskraft erzielt [worden sind], wird man – 
zumal angesichts des im Zeitalter der Maschinisierung erforderlichen 
Arbeits tempos – doch nicht behaupten können, dass der Zuwachs von rund 
einer Million erwerbstätiger Greise im Alter von über 70 Jahren auch nur 
entfernt einen Ausgleich für den Ausfall an jüngeren Arbeitskräften bieten 
könnte, der infolge des Rückgangs in der produktiven Altersklasse von 15 bis 
65 Jahren zu erwarten ist.“41 
Die Fortschritte der Medizin in Bezug auf eine „bessere Konservierung der Lebens-
kraft“ seien sogar eher als kontraproduktiv einzuschätzen: „Die Lebensverlänge-
rung, die Hinausschiebung des Todes, bedeutet weniger eine Verlängerung der pro-
duktiven Lebensspanne, als eine Ve r l ä n g e r u n g  d e s  F e i e r a b e n d s  [gesperrt 
im Original].“42 Fortschritte in der Medizin würden die Altersproblematik als sozi-
alpolitisches Problem nur weiter verschärfen. 
Während Burgdörfer als einzige Lösung pronatalistische Maßnahmen propa-
gierte, die von der NS-Politik auch zum Teil umgesetzt worden sind, gab es zur sel-
ben Zeit in der Medizin und in der Arbeitswissenschaft durchaus eine Reihe von 
Bemühungen, das Problem der sogenannten Überalterung durch eine Steigerung 
der Leistungsfähigkeit im Alter zu bekämpfen. Die Medizin propagierte unter dem 
Schlagwort der Leistungsfähigkeit neue Maßnahmen, die gerade nicht auf eine  – 
wie Burgdörfer es ausgedrückt hatte – „Verlängerung des Feierabends“ ausgerich-
tet waren, sondern allein auf die Verlängerung der „produktiven Lebensphase“ des 
Menschen. 
Unter dieser Voraussetzung kam innerhalb der „Leistungsmedizin“43 verstärkt 
die Gruppe der alten und alternden Menschen als eine womöglich noch nicht voll 
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ausgeschöpfte Arbeits- und Leistungsressource in den Blick, deren Arbeitskraft 
durch eine adäquate medizinische Betreuung länger als bisher „konserviert“ werden 
sollte. Als erster einflussreicher Text dazu lässt sich die Rede von Friedrich Bartels,44 
des Leiters des Hauptamtes für Volksgesundheit der NSDAP, im Herbst 1936 auf 
dem Reichsparteitag in Nürnberg auffassen. Bartels’ programmatische Rede befasste 
sich mit dem sogenannten Leistungsabfall älterer Arbeiter, der von ihm als eines der 
wichtigsten Probleme der gegenwärtigen Medizin interpretiert wurde. Dieser Leis-
tungsabfall erschien Bartels nicht als ein bloß individuelles Phänomen, sondern als 
eine dramatische Herausforderung der Gesellschaft. Die infolgedessen ungenutzt 
bleibenden personellen Ressourcen stellte er als eine inakzeptable „Schwächung des 
Volkskörpers“ dar: 
„Ein Volk, das seinen Weg in Zukunft gehen soll und will, muß soweit irgend 
möglich im Vollbesitz seiner auf Grund seines Erb- und Rassegutes über-
haupt erreichbaren Leistungsfähigkeit und Gesundheit sein. Es muß zuver-
lässigst dafür Sorge getragen werden, daß diese Leistungsfähigkeit nicht vor-
zeitig absinkt, sondern daß sie trotz aller Lebensnot und trotz aller Berufs-
beanspruchung bis ins hohe Lebensalter hinein erhalten wird. – Was für ein 
Volk gilt, gilt natürlich ebenso für jeden einzelnen Volksgenossen.“45 
Zur Lösung dieser Herausforderung sei vor allem die Medizin aufgerufen. Ihr 
Ziel müsse es sein, den Rückgang der Leistungsfähigkeit, der oft schon im fünften 
Lebensjahrzehnt einsetze, aufzuhalten und in eine sehr viel spätere Lebensphase zu 
verschieben. Um dieses Ziel zu erreichen, gab Bartels eine für die Medizin als Leis-
tungsmedizin charakteristische Devise aus. Demnach dürfe die Aufgabe der Medi-
zin nicht in einer weiteren Verlängerung der Lebenserwartung des einzelnen Men-
schen bestehen, sondern müsse allein die Verlängerung der produktiven Lebens-
phase innerhalb dieser Lebenszeit zum Ziel haben. Das Ziel der Verlängerung der 
Lebenszeit wurde von ihm sogar explizit verworfen, da sie die Altersproblematik 
nur weiter verschärfen würde. In bewusst verschleiernder Weise gab Bartels diesem 
Gedanken Ausdruck, indem er von einem „Knick im Arbeitsschicksal“ sprach, dem 
der „Knick im Lebensschicksal“ gegenüberzustellen sei. Der erste Begriff sollte das 
durchschnittliche Berufsaustrittsalter bezeichnen, während der „Knick im Lebens-
schicksal“ – in einem sprechenden Beispiel der Lingua Tertii Imperii – den durch-
schnittlichen Todeszeitpunkt bezeichnete. Die Medizin, so Bartels, stehe nun vor 
der Herausforderung, den Abstand zu verringern, der zwischen diesen beiden Zeit-
punkten liege: 
„Der Knick im Arbeitsschicksal steht zeitmäßig in keinem Verhältnis zu 
dem – sagen wir einmal – Knick im Lebensschicksal, d. h. der größte Abgang 
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aus dem Berufsleben fällt Jahrzehnte vor den größten Abgang durch Tod des 
Beispieljahres.“46 
Laut Bartels seien demnach in vielen Fällen Arbeiter schon ab dem 40. Lebensjahr 
nicht mehr arbeitsfähig, hätten dann aber rein rechnerisch noch eine Lebenserwar-
tung von weiteren 30 Jahren.47 Dieser vorzeitige „Leistungsabfall im Alter“ stellte für 
Bartels die eigentliche Herausforderung für die zukünftige Leistungsmedizin dar. 
Explizit stellte er auch den Zusammenhang zu den Prognosen der Bevölkerungs-
wissenschaft her. Man müsse die beschriebenen Herausforderungen vor allem auch 
unter dem Gesichtspunkt des beschleunigten Geburtenrückgangs und der damit 
einher gehenden Überalterung der deutschen Bevölkerung betrachten. Diese Über-
alterung werde schon in naher Zukunft dafür sorgen, dass es der Wirtschaft an 
Arbeitern fehle. Wolle man dieses Problem langfristig lösen, könne dies nur gesche-
hen, „wenn der zahlenmäßige Ausfall durch längere Gesundheit und Leistungsfä-
higkeit in höhere Lebensalter hinein ausgeglichen werden kann.“48 Wenn es gelänge, 
die Leistungsfähigkeit des Menschen bis in ein sehr viel höheres Alter zu erhalten, so 
würde damit auch das Problem der Überalterung entschärft werden. Daher sei das 
Problem weniger das Alter an sich, sondern der Leistungsabfall, der mit dem Alte-
rungsprozess in den meisten Fällen einhergehe: 
„Und dann möge man aufhören, immer und immer wieder von der Ver-
greisung unseres Volkes zu reden. Ein Volk mit einem großen zahlenmä-
ßigen Bestand von Achtzigjährigen, die aber im Beruf bis zum sechzigsten 
und höheren Lebensjahr ihren Mann stehen, ist viel stärker und gesünder 
in jeder, auch wirtschaftlicher Hinsicht […] als ein Volk, das einen gerin-
geren Bestand der Achtzigjährigen, bei dessen Menschen aber der Knick im 
Arbeitsschicksal bereits um das vierzigste Lebensjahr herum liegt. Vergrei-
sung scheint mir weniger eine Frage der Lebensalter als der erhaltenen oder 
nicht erhaltenen Leistungsfähigkeit und Gesundheit zu sein.“49
Friedrich Bartels’ Rede kann als programmatische Skizzierung der Aufgaben einer 
auf Leistungssteigerung ausgerichteten Altersmedizin gelesen werden. Sie stellte 
zugleich eine der ersten Aussagen aus dem Bereich der Medizin zu diesem Themen-
bereich dar. Charakteristisch für den medizinischen Diskurs war die Tatsache, dass 
die beschriebenen Phänomene des Alters von Bartels nicht primär als medizinische 
Probleme aufgefasst wurden, sondern als Teil einer gesellschaftlichen und ökono-
mischen Problematik. Erst auf dieser Grundlage schienen sie für die Medizin über-
haupt an Interesse zu gewinnen. Damit verbunden war die Tatsache, dass im Kontext 
der Leistungsmedizin nicht die individuelle Gesundheit des alternden Menschen im 
Mittelpunkt stand, sondern die allgemeine Leistungssteigerung eines imaginierten 
„Volkskörpers“.50 Auf diese Weise war es nur folgerichtig, dass nicht mehr der Tod als 
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Endpunkt des individuellen Lebens im Zentrum der medizinischen Aufmerksam-
keit stand, sondern das Ende der Arbeitsfähigkeit als die eigentlich entscheidende 
Grenze wahrgenommen wurde. Die traditionell grundlegende Aufgabe der Medi-
zin, sich kurativ um die Heilung individueller Krankheiten zu kümmern, trat hinter 
dem Ziel zurück, auf medizinischem Weg für eine Leistungssteigerung der gesam-
ten Gesellschaft zu sorgen. Diese fundamentale Akzentverschiebung lässt sich auch 
in vielen anderen Veröffentlichungen nachlesen. In einem Beitrag des Mediziners 
und NS-Funktionärs Karl Kötschau, der sich im Nationalsozialismus und später bis 
in die 1960er Jahre hinein für eine „ganzheitliche Medizin“ einsetzte, findet sich im 
Jahr 1938 folgende Stellungnahme: 
„Der Schwächliche ist nicht dazu da, geschont zu werden […] Ist es nicht ein 
Gewinn für alle, wenn Sieche, die oft unter unsäglichen Leiden ihre letzten 
Lebensmonate verbringen müssen, bei einem letzten Versuch, ihr Lebens-
schicksal zu wenden, etwas vorzeitig zugrunde gehen? […} Der Invalidi-
sierte oder zu Invalidisierende ist auf Leistungsfähigkeit und Gesundheit zu 
trainieren, auch wenn dadurch der ungünstige Ausgang seiner Krankheit 
beschleunigt werden sollte. Mit anderen Worten: […] entweder Leistungsfä-
higkeit oder natürliche Ausmerze.“51
Die Vorstellung, dass auch von alten und kranken Menschen noch eine höchst-
mögliche Leistungsfähigkeit erwartet werden müsse, auch wenn derer Gesundheit 
dadurch in starkem Maße beeinträchtigt würde, war ein wiederkehrender Topos des 
medizinischen Altersdiskurses. Auch der von Friedrich Bartels propagierte Pers-
pektivwechsel, demgemäß die Medizin nicht mehr eine Verlängerung der Gesamt-
lebenszeit anstreben sollte, sondern sich primär der Verlängerung der produktiven 
Lebensarbeitszeit zu widmen habe, wurde von vielen Autoren aufgegriffen. In sei-
nem Buch Feldzug gegen den Tod schrieb der Mediziner Georg Kaufmann: 
„Für den Einzelnen und seine Angehörigen erscheint gewiß ein hohes Alter 
erstrebenswert, für die Volksgemeinschaft ist aber die Erhaltung jener Alters-
gruppen, die noch in vollem Schaffen und Wirken stehen, das wichtigste. 
Von diesem Gesichtspunkt aus betrachtet, wäre es wünschenswert, dass die 
Menschen ein Lebensalter von im Durchschnitt sechzig Jahren erreichten.“52 
Da diese durchschnittliche Lebenserwartung mittlerweile erreicht sei, so Kauf-
mann, müsse sich die Medizin nun darauf konzentrieren, die Leistungsfähigkeit des 
Menschen bis zu diesem Alter von 60 Jahren zu erhalten.53 Als zentrale Aufgabe der 
Medizin trat demnach die Zurückdrängung der „unproduktiven Lebensphase“ im 
Alter in den Vordergrund. Friedrich Bartels hatte in diesem Zusammenhang die 
„Konservierung der Leistungsfähigkeit“ zum wichtigsten Ziel der Medizin erklärt. 
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Von anderen Autoren wurde dieses Ziel schließlich noch weiter radikalisiert. So ver-
traten einige Autoren die Perspektive, das Ziel der Leistungsmedizin bestehe in letz-
ter Konsequenz darin, das Zusammenfallen von Lebenszeit und Lebensarbeitszeit 
zu erreichen. Am deutlichsten kam diese Vorstellung in dem von der Deutschen 
Arbeitsfront erarbeiteten Gesundheitswerk des Deutschen Volkes heraus, in dem der 
Autor Werner Bockhacker schrieb: 
„Im strengen Sinne biologisch und deswegen ein erstrebenswertes Ziel für 
die Gesundheitsführung ist […] erst der Zustand, wenn der Zeitpunkt des 
allmählichen Kräfteschwundes kurz vor dem Zeitpunkt des physiologischen 
Todes liegt und der endgültige Kräfteverfall mit ihm zusammenfällt.“54 
Diese Forderungen wurden vor allem mit ökonomischen und sozialpolitischen Not-
wendigkeiten begründet. Im Hintergrund stand jedoch auch die ideologische Ideal-
vorstellung einer totalen Arbeitsgesellschaft, in der es den „unproduktiven“ Zustand 
eines Rentners nach Möglichkeit nicht mehr geben sollte. Die Medizin gab vor, hier-
für mit ihren Mitteln die Grundlagen bereiten zu können.
Neben der Medizin war es vor allem die Sozialpolitik, in der das Thema der 
Leistungssteigerung für die eigenen Konzepte aufgegriffen wurde. Als weniger 
bedeutsam erwies sich in diesem Zusammenhang das von den Nationalsozialisten 
neu gegründete Arbeitswissenschaftliche Institut (AwI)55 der Deutschen Arbeits-
front (DAF), das in den 1930er Jahren mehrere Aufsätze veröffentlichte, in denen 
der angeblich „unnatürlich“ frühe Leistungsabfall vieler Arbeiter durch den „unna-
türlichen“ Charakter der modernen Lohnarbeit erklärt wurde und Maßnahmen zu 
einem „naturverbundenen Rhythmus“ der Arbeit ausgearbeitet wurden. Diese sozi-
alromantisch geprägten Argumentationen erwiesen sich in der Folge als wenig wir-
kungsmächtig.56 Sehr viel wichtiger waren dagegen die sozialpolitischen Reformvor-
haben, die sich vor allem mit Plänen für eine Umstrukturierung der traditionellen 
Altersversorgung befassten. 
Den ersten Versuch einer Neuordnung der Altersvorsorge stellte das schon 
erwähnte Buch Sozialpolitik im neuen Staat57 dar, das 1934 von Walter Schuhmann 
und Ludwig Brucker herausgegeben wurde. In ihren Kapiteln über die Altersver-
sorgung stellten die Autoren ihre Reformvorhaben zunächst als Umsetzung der 
schon im NSDAP-Parteiprogramm enthaltenen Forderung nach einem „großzü-
gigen Ausbau der Altersversorgung“ dar: „Die nationalsozialistische Regierung“, so 
hieß es mit großer Geste, „[steht] hier vor einer Aufgabe, die noch kein Vorbild in 
der Welt hat.“58 Die bisherige Altersversorgung habe sich als unzureichend erwie-
sen, da sie zum einen eine große Masse von Personen gar nicht erst erfasst habe, und 
zum anderen auch für die übrigen Rentenempfänger keine ausreichende Lebens-
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sicherung im Alter garantiert hätte. Daher plädierten die Autoren für eine allge-
meine staatliche Altersversorgung des gesamten Volkes. Diese allgemeine Altersver-
sorgung sollte nicht mehr nach dem traditionellen Versicherungsprinzip erfolgen, 
sondern nach dem Grundsatz der „Kompensation für vorher für die Volksgemein-
schaft erbrachte Leistungen“.59 So hieß es: 
„Die Arbeit allein ist es, die ein Volk erhält. […] Der Volksgenosse, der in 
treuer, restloser Hingabe seiner Arbeitskraft seinem Volk gedient hat, der 
damit seiner völkischen Pflicht in einem arbeits- und mühreichen Leben 
genügt hat, hat einen verdienten Anspruch auf einen sorgenfreien Lebens-
abend.“60
Die Altersversorgung sei als „Dank des Volkes“ an jene anzusehen, die nun nicht 
mehr arbeitsfähige ‚Volksgenossen‘ seien. Die materielle Versorgung solle nur den 
äußeren Ausdruck einer neuen Wertschätzung des Alters im nationalsozialistischen 
Staat darstellen. Das Alter solle hiermit wieder zu Ehren kommen.
Was in dieser Weise pathetisch als „neue Wertschätzung des Alters“ propagiert 
wurde, stellte in Wirklichkeit eine radikale Aushöhlung des traditionellen Versiche-
rungsprinzips in der Altersversorgung dar und bedeutete letztlich einen Angriff auf 
die Rechtssicherheit der Rente überhaupt. Diese Stoßrichtung wurde jedoch erst in 
der Konkretisierung des Konzeptes deutlich, in dem die Kriterien für den Zugang 
zu dieser Rente als „Dank der Volksgemeinschaft“ ausgeführt wurden. Als ver-
meintliche „Selbstverständlichkeit“ wurden zunächst die Reichsangehörigkeit und 
der Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte als grundlegende Kriterien benannt. Beide 
Punkte deuten schon auf jene Politisierung der Rentenleistungen hin, wie in der 
Folge teilweise auch praktisch zur Anwendung kam.61 Als entscheidende Kriterien 
für den Zugang zur Altersversorgung wurden von Schuhmann und Brucker darüber 
hinaus die Würdigkeit und die Bedürftigkeit der Anspruchsteller herausgestellt  – 
zwei Kriterien, die vorher nur in der Wohlfahrtspflege angewendet worden waren, 
und die auf diese Weise ein Novum in der Geschichte der Altersversorgung dar-
gestellt hätten. Beide Kategorien wurden auf der Grundlage einer vermeintlichen 
Arbeitspflicht definiert. Als würdig erwies sich ein Antragsteller demnach dadurch, 
dass er in seinem Leben seiner Arbeitspflicht jederzeit nachgekommen sei: „Es kann 
[…] nur dem eine solche Versorgung zuteil werden, der in seinem Leben seiner 
Arbeitspflicht […] restlos genügt hat“, und der durch das „uneigennützige Einsetzen 
seines Könnens für das Gesamtwohl ein wertvolles Glied der Volksgemeinschaft“ 
dargestellt habe.62 Auch die Bedürftigkeit wurde in ähnlicher Weise an die Arbeits-
fähigkeit des Antragstellers geknüpft. Demnach sei eine Altersversorgung nur für 
jene Menschen zulässig, die ihre Arbeitskraft im Alter vollständig eingebüßt hätten. 
128 ÖZG 22.2011.3
„Die Altersversorgung darf nur jenen zugänglich sein, die eine andere mate-
rielle Sicherung ihres Alters nicht besitzen. Es entspricht der nationalsozialis-
tischen Auffassung von der Verpflichtung des Einzelnen zur Arbeitsleistung, 
dass jeder Deutsche seine ihm von Gott gegebene Arbeitskraft so lange zum 
Nutzen des Volkes einzusetzen verpflichtet ist, solange er sie besitzt. Ver-
fügt ein Volksgenosse auch nach Vollendung des 65. Lebensjahres noch über 
seine Arbeitskraft […] so kann er kein Anrecht auf die Altersversorgung gel-
tend machen.“63 
Diese Verknüpfung von Rentenleistungen mit den Kategorien von Würdigkeit und 
Bedürftigkeit stellte in der Theorie einen fundamentalen Bruch des Rechtscharak-
ters der etablierten Rentenleistungen dar. Das traditionelle Versicherungsprinzip, 
das eine rechtlich gesicherte Rente allein auf der Grundlage gezahlter Beitrags-
sätze garantierte, sollte aufgelöst werden zugunsten eines Systems, in dem über 
die An- oder Aberkennung sozialer Versorgungsleistungen allein der Staat nach 
eigenen Kriterien von Fall zu Fall entscheiden konnte. Perspektivisch wurden die 
Rentenleis tungen auf diese Weise politisiert und an das permanente Wohlverhalten 
des einzelnen ‚Volksgenossen‘ geknüpft. Diese Dynamik verstärkte sich noch durch 
die Tat sache, dass die Rentenleistungen nicht mehr an eine formale Altersgrenze als 
Eintrittskriterium geknüpft werden sollten, sondern nur die individuelle Arbeitsun-
fähigkeit als Kriterium für eine Rentenbedürftigkeit galt. Das Ziel dieser Umstruk-
turierungen war die signifikante Erhöhung des Renteneintrittsalters. Schuhmann 
und Brucker imaginierten das Leben als ein bis zum Tod reichendes Arbeitsleben. 
In leidlich poetischer Ausdruckweise fragten die Autoren in diesem Zusammen-
hang: „Wo sind die Alten, die glücklich starben, da es ihnen vergönnt war, in den 
Sielen zu sterben?“64 
Wie oben dargestellt, wurden die von Schuhmann und Brucker entwickelten 
Konzepte in der sozialpolitischen Praxis zum größten Teil nicht umgesetzt. Zu 
einem ähnlich umfassenden Plan einer Reform der gesamten Sozialpolitik kam es 
erst wieder während des Krieges mit dem bekannten „Versorgungswerk des deut-
schen Volkes“. Mit der Ausarbeitung dieses Konzepts wurde im Herbst 1940 die 
Deutsche Arbeitsfront (DAF) beauftragt.65 Teil dieses „Versorgungswerks“, das auch 
die Bereiche Lohn, Arbeitseinsatz, Sozialversicherung, Gesundheitswesen und Woh-
nungsbau regeln sollte, war der Plan zu einer vollkommen neu zu strukturierenden 
Altersversorgung.66 Der Leiter der DAF, Robert Ley, stellte diesen Teil des Sozialpro-
gramms im September 1940 der Presse vor, und ließ dabei unter anderem verlauten: 
„Für die Opfer des Krieges soll das deutsche Volk mit sorgenfreiem Alter 
belohnt werden. In 10 Jahren wird Deutschland nicht wiederzuerkennen 
sein. Der deutsche Arbeiter wird in 10 Jahren besser aussehen als heute ein 
englischer Lord.“67
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Dies war eine nicht eben unbescheidene Perspektive. Es ist bezeichnend für die Ren-
tenpolitik des NS-Staates, dass mit diesem „Versorgungswerk“ ein weiteres Mal die 
utopische Perspektive einer umfassenden Alterssicherung in den Blick genommen 
wurde, diese aber im selben Augenblick auf die Zeit nach dem  – gewonnenen  – 
Krieg verschoben wurde. Der Aktionismus verschiedenster Sozialprogramme, von 
denen das „Versorgungswerk“ das wichtigste darstellte, lässt sich als kompensato-
rische Symbolpolitik lesen, deren Zweck darin bestand, den Status quo unzurei-
chender Sozial- und Rentenleistungen beizubehalten und politisch zu legitimieren. 
Interessant sind die Ausführungen des „Versorgungswerks“ jedoch vor allem, 
weil sich auch in ihnen jene Zielsetzungen wiederfinden lassen, die direkt auf eine 
Verlängerung der Lebensarbeitszeit ausgerichtet waren. Ähnlich wie bei Schuh-
mann und Brucker war die Herauslösung der Altersversorgung aus dem traditio-
nellen Versicherungsprinzip eine der Forderungen. In Zukunft sollte die „Solidari-
tät der Volksgemeinschaft“ die Grundlage jeder Altersversorgung darstellen. Diese 
nebulöse Formulierung konnte jedoch kaum verdecken, dass mit dem Verweis auf 
die Volksgemeinschaft eine Reihe neuer Kriterien als Zugangsvoraussetzungen für 
den Erhalt einer Altersrente etabliert werden sollten. Ähnlich wie schon bei Schuh-
mann und Brucker sollte nur derjenige eine Rente erhalten, der in seinem ganzen 
Leben seiner „Arbeitspflicht“ jederzeit nachgekommen sei und seine Fähigkeiten 
„bedingungslos zum Nutzen der Nation“ eingesetzt habe. „Volksschädlinge“ und 
„Asoziale“ sollten von einem Versorgungsanspruch kategorisch ausgeschlossen 
bleiben.68 Das „Versorgungswerk“ stellte also ein Programm für eine Sozialversor-
gung dar, die letztlich nur von den Mitgliedern der ‚Volksgemeinschaft‘ in Anspruch 
genommen werden konnte. Eine solche Definition ließ einen immensen Spielraum 
für willkürliche Maßnahmen und Interpretationen. Die Rente verlor in diesem Sze-
nario ihren politisch neutralen Rechtscharakter und wurde zu einem staatlich-poli-
tischen Disziplinierungsinstrument.69
Ähnlich wie bei Schuhmann und Brucker waren die Pläne der Deutschen 
Arbeitsfront (DAF) zusätzlich vor allem darauf ausgerichtet, eine längere Lebens-
arbeitszeit der Arbeiterschaft zu erwirken. Dass die geplanten Neuregelungen letz-
ten Endes auf eine solche gesteigerte Arbeitsleistung abzielten, kann schon an der 
großen Bedeutung der Arbeitspflicht als Zugangskriterium zur Altersversorgung 
abgelesen werden. Zusätzlich sollten die neuen Regelungen signifikante Anreize 
dafür schaffen, auch nach Erreichen der Altersgrenze von 65 Jahren weiter zu arbei-
ten. Den Arbeitern sollte die Möglichkeit gegeben werden, entweder ein Alters-
ruhegeld als gewöhnliche Rente in Anspruch zu nehmen oder aber einen Alterssold 
als finanzielle Zusatzleistung bei einer Weiterarbeit nach Erreichen des Rentenal-
ters. Auf den ersten Blick lässt sich dies als eine attraktive Wahlmöglichkeit interpre-
tieren. Insgesamt jedoch zielte die Einführung eines Alterssoldes darauf ab, großen 
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Druck auf alle Arbeiter zu erzeugen, auch nach Erreichen des 65. Lebensjahrs wei-
ter zu arbeiten. Diese verlängerte Lebensarbeitszeit, die im Idealfall als ein Arbei-
ten bis zum Tod vorgestellt wurde,70 war der eigentliche Kerngedanke der natio-
nalsozialistischen Sozialpolitik. Die vorgeblichen Verbesserungen der Sozialsysteme 
hatten einen diesem Ziel nachgeordneten, instrumentellen Charakter. Hinter die-
sen Reformprojekten stand das Ideal einer totalen Arbeitsgemeinschaft, in der – 
nähme man das Ziel des lebenslangen Arbeitens wörtlich – Altersversorgung obso-
let werden sollte. Es ist nicht zu übersehen, dass die dargestellten Reformprojekte die 
sozial politischen Debatten der NS-Zeit in entscheidendem Maße prägten. Charak-
teristisch war, wie groß die Diskrepanz zwischen der sozialutopischen Propaganda 
und deren sozialpolitischer Umsetzung während der gesamten Herrschaftszeit des 
Nationalsozialismus blieb.
5. 
Die Wahrnehmung von ‚Alter‘ und ‚Ruhestand‘ im Nationalsozialismus ist einge-
bettet in den Kontext einer deutlich veränderten Alterswahrnehmung im späten 
19. und frühen 20. Jahrhundert. Erst durch das Entstehen moderner Sozialstaatssy-
steme konstituierte sich ein höheres Alter als eine abgegrenzte Lebensphase, deren 
Grenze nun durch den Austritt aus dem Erwerbsleben definiert war.71 Eine Folge 
war, dass das höhere Alter nicht mehr als eine Herausforderung des Einzelnen, son-
dern mehr und mehr als ein sozialpolitisches Problem interpretiert wurde, das nun 
unter dem Schlagwort der Überalterung verhandelt wurde. Diese reduktionistische 
Sichtweise auf das Alter als einer Lebensphase mit eingeschränkter Arbeits- und 
Leistungsfähigkeit wurde unter nationalsozialistischer Herrschaft zur Leitlinie der 
gesamten Sozialpolitik des Alters. Alte Menschen wurden pauschal als nicht mehr 
voll leistungsfähige Mitglieder der Volksgemeinschaft aufgefasst, die eine potentielle 
Belastung darstellten. Gerade der Begriff der Volksgemeinschaft, mit dem vor 1933 
noch ein großer Teil der Rentner die Hoffnung auf eine Verbesserung ihrer sozia-
len Stellung verbunden hatten, erwies sich so nach 1933 als eine Argumentations-
formel, mit der eine Umverteilung der Sozialleistungen hin zu jenen Bevölkerungs-
gruppen legitimiert wurde, die als „wertvoll“ für die ‚Volksgemeinschaft‘ klassifiziert 
wurden. Gerade alte Menschen waren in diesem Kontext die größten Verlierer. Aus 
diesem Grund erscheint der Vorschlag Götz Alys, den Nationalsozialismus als einen 
verhinderten Wohlfahrtsstaat zu interpretieren, der sich die Zustimmung der Bevöl-
kerung in großem Maße erkauft habe, zumindest in Bezug auf die alten Menschen 
nur wenig plausibel.72 In diesem Bereich lässt sich eher eine deutliche Verknappung 
der Sozialleistungen beobachten. So blieben beispielsweise die Rentenkürzungen 
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aus der Zeit der Notverordnungen die gesamte Vorkriegszeit über in Kraft, sodass 
das Rentenniveau bis weit in den Krieg hinein deutlich unter dem Niveau der 1920er 
Jahre blieb. 
Im Kontrast hierzu stand die auffallend große Aufmerksamkeit, die alte Men-
schen zur selben Zeit als Objekte einer wissenschaftlichen Erforschung hervorrie-
fen. Diese Forschung war vor allem darauf gerichtet, eine allgemeine Leistungsstei-
gerung des einzelnen Arbeiters im Alter zu erreichen. Eine Lösung dieser Proble-
matik versprach man sich von Erkenntnissen der Medizin, der Psychologie (Psy-
chotechnik) und der Arbeitswissenschaft. In diesen Wissenschaftsbereichen wurde 
ein angeblich unnatürlicher „Leistungsabfall“ der Arbeiter im Alter postuliert, der 
durch wissenschaftliche Fortschritte zurückgedrängt werden sollte. 
Folgt man der nationalsozialistischen Selbstdarstellung, so sollte diese Proble-
matik durch eine stärkere „Leistungskonservierung im Alter“ (Friedrich Bartels) 
gelöst werden, die vor allem durch eine angeblich deutlich verbesserte medizinische 
und soziale Versorgung aller Arbeiter erreicht werden sollte. Die Erfolge in die-
sem Bereich blieben jedoch äußerst gering. In Wirklichkeit bestand die Vorgabe 
der „Leistungskonservierung“ in einer repressiven Forderung gegenüber jedem ein-
zelnen Menschen, auch im Alter arbeits- und leistungsfähig zu bleiben – und das, 
obwohl sich die sozialen Voraussetzungen hierfür im Nationalsozialismus eher ver-
schlechterten als verbesserten. „Mit 70 Jahren“, so hieß es beispielsweise bei dem 
Arzt Georg Kaufmann, „hat kein Mensch das Recht, sich alt zu fühlen.“73 
In der Praxis der NS-Sozialpolitik erwiesen sich die beschriebenen wissen-
schaftlichen und sozialpolitischen Projekte in den meisten Fällen als politisch nicht 
umsetzbar. Dies gilt sowohl für die sozialutopischen Pläne einer radikalen Umge-
staltung der Rentensysteme, von denen die meisten nicht in das Stadium ihrer poli-
tischen Realisierung gelangten, als auch für jene gerontologischen Forschungen, mit 
deren Hilfe eine Erhöhung der Leistungsfähigkeit im Alter erreicht werden sollte. 
Auch hier scheiterten die theoretischen Überlegungen und Pläne in den meisten 
Fällen schon an dem fehlenden politischen Willen zu einer praktischen Umset-
zung. Für die Zeit des Zweiten Weltkrieges lässt sich daher erkennen, dass es weni-
ger die konkrete Umsetzung dieser sozialpolitischen Projekte war, die sich für die 
weitere Entwicklung als folgenreich erwies, als vor allem die soziale Eigendynamik 
des Krieges, die für alte Menschen zum Teil radikale Veränderungen ihrer Lebens-
praxis mit sich brachte. 
Dies gilt zunächst für die verschiedenen Versuche, alte Menschen länger als 
zuvor im Arbeitsprozess zu halten. In diesem Kontext lässt sich für die Zeit des 
Krieges zwar eine äußerst starke altersstrukturelle Verschiebung der Arbeitsgesell-
schaft feststellen, die jedoch weniger auf einer umfassenden staatlichen Regulierung 
beruhte, sondern eher durch unabhängige Schritte einzelner Betriebe und verschie-
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dene improvisierte staatlicher Maßnahmen geprägt war.74 In ähnlicher Weise gilt 
dies auch für die Verknappung sozialstaatlicher Ressourcen, die schon für die Zeit 
vor 1939 ein charakteristisches Merkmal der NS-Sozialpolitik gewesen war, aber 
im Verlauf des Krieges eine vollkommen neue Dimension erhielt. Gerade für die 
zweite Hälfte des Krieges lässt sich in diesem Zusammenhang von einer „systema-
tischen Vernachlässigung“ sprechen, die am Ende des Krieges bis in den Bereich der 
so genannten „wilden Euthanasie“ reichte.75 Die Bedeutung der hier skizzierten sozi-
alpolitischen Projekte sollte demnach in ihrer direkten Wirkung auf die sozialpoli-
tische Praxis nicht überschätzt werden. Vor allem in der Zeit des Krieges traten diese 
sozialpolitischen Pläne hinter die Eigendynamik des Krieges zurück. Zugleich aber 
bildeten die schon zuvor etablierten Altersdiskurse und Altersbilder einen wich-
tigen intellektuellen Hintergrund, mit dem die späteren Maßnahmen zum Teil legi-
timiert werden konnten.
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